
NIEDERSCHRIFT BezA/007/2006 
 

über die Sitzung des Bezirksausschusses der Stadt Billerbeck am 19.01.2006 im 
Sitzungssaal des Rathauses. 
 
 
Vorsitzender: 

Herr Werner Wiesmann  
 
Ausschussmitglieder: 

Herr Franz-Josef Schulze 
Thier 

 

Herr Karl-Heinz Ueding  
Herr Bernhard Kortmann Vertretung für Frau 

Birgit Schulze Wierling 
Herr Thomas Tauber Vertretung für Herrn 

Peter Nowak 
 
Sachkundige Bürger gem. § 58 Abs. 3 GO NW: 

Herr Günther Fehmer Vertretung für Herrn 
Werner Schulze 
Esking 

Herr Carsten Rampe  
Frau Mechtild Relt  
Frau Maria Schlieker  
Herr Theo Schulze Brock  
Herr Lutz Wichmann  

 
Gäste: 

Herr Dr. Christian Köhler  
Herr Klaus Wieling  

 
Von der Verwaltung: 

Frau Marion Dirks  
Herr Gerd Mollenhauer  
Frau Michaela Besecke  
Frau Birgit Freickmann Schriftführerin 

 
 
Beginn der Sitzung: 18:00 Uhr 
Ende der Sitzung: 18:40 Uhr 
 
Herr Wiesmann stellt fest, dass zu dieser Sitzung form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. Hiergegen erhebt sich kein Widerspruch.  
 
Herr Wiesmann führt aus, dass auf Wunsch der Verwaltung die Tagesordnung um 
den nichtöffentlichen Punkt „Mitteilungen“ ergänzt werden solle. Hiermit erklären sich 
die Ausschussmitglieder einverstanden.  
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TAGESORDNUNG 
 

I. Öffentliche Sitzung 
 
1. 33. Änderung des Flächennutzungsplanes und Aufstellung des Be-

bauungsplanes "Biogasanlage Beerlage" 
hier: Ergebnis der vorgezogenen Bürger- und Behördenbeteiligung 

 Frau Besecke macht darauf aufmerksam, dass parallel zur Offenlage und 
mit den Ergebnissen der Offenlage der städtebauliche Vertrag vorbereitet 
und in der nächsten Sitzung beraten werden könnte.  
 
Da auch in der Bürgeranhörung mehrfach Fragen zu den Pflanzmaß-
nahmen gestellt worden seien, bittet Herr Fehmer die Verwaltung hierauf 
noch einmal einzugehen.  
Frau Besecke führt hierzu aus, dass in der Bürgeranhörung Bedenken 
geäußert worden seien, dass die vorgesehenen Anpflanzungen an der 
Zuwegung zu dem in östlicher Richtung nächstgelegenen Wohnhaus zur 
Biogasanlage eine Gefährdung des Straßenverkehrs darstellen könnten. 
Des Weiteren seien weitere Anpflanzungen in der östlichen Spitze des 
Plangebietes angeregt worden. Diesen Bedenken werde nachgekom-
men. Im landschaftspflegerischen Begleitplan sei die Maßnahme an der 
Zuwegung zum Wohnhaus bereits herausgenommen und durch eine zu-
sätzliche Anpflanzung an der östlichen Spitze des Plangebietes ergänzt 
worden. Die Anpflanzungen würden in dem städtebaulichen Vertrag fest-
geschrieben.  
 
Frau Schlieker bezieht sich auf den Hinweis der Straßen NRW, wonach 
die Bepflanzung am Grienenbach 20 m zurückgenommen werden soll 
und weist darauf hin, dass diese Anregung im Plan noch nicht berück-
sichtigt sei. 
Diese Verschiebung sei aufgrund des Maßstabes 1 : 5000 schlecht dar-
stellbar, so Frau Besecke. Im Übrigen müsse für diese Anpflanzungen 
eine wasserrechtliche Erlaubnis eingeholt werden, an der der Wasser- 
und Bodenverbandes beteiligt wird. Ggf. müssten Eingänge für die Be-
wirtschaftung vorgesehen werden.  
 
Frau Schlieker merkt weiter an, dass in der Bürgeranhörung mehrfach 
kritisch angemerkt worden sei, dass die Anpflanzungen an der alten An-
lage immer noch recht dürftig seien. Sie fragt nach, ob im Landschafts-
plan festgelegt sei, dass ältere und größere Gehölze anzupflanzen sind.  
Frau Besecke teilt mit, dass sämtliche Anpflanzungen Bestandteil des 
landschaftspflegerischen Begleitplanes seien.  
 
Die Nachfrage von Herrn Fehmer, ob auch die Pflege und Unterhaltung 
der Neuanpflanzungen im städtebaulichen Vertrag festgeschrieben wür-
de, bejaht Frau Besecke. Hiervon ausgenommen sei aber die Pappelrei-
he, die nur noch solange erhalten werde, bis die anderen Maßnahmen 
greifen.  
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Herr Kortmann hält den „Energie-Mix“ für den richtigen Weg. Die Betrei-
ber müssten durch den städtebaulichen Vertrag dazu verpflichtet werden, 
alles technisch Mögliche zu tun, damit die Belastung für die Anwohner 
und die Umwelt so gering wie möglich ausfällt. Wenn das gewährleistet 
sei, spreche nach seiner Meinung nichts dagegen, der Erweiterung der 
Biogasanlage zuzustimmen.  
 
Herr Ueding weist darauf hin, dass die Geruchsbelästigung für die Nach-
barn der wesentliche Punkt sei. Nach seiner Meinung werde sich die Si-
tuation aber durch die neue Anlage verbessern, weil z. B. der Putenmist 
nicht mehr in der bestehenden, sondern in der neuen Anlage behandelt 
werde. Das Planänderungsverfahren sollte fortgeführt werden.  
 
Herr Fehmer merkt an, dass es in den bisherigen Beratungen viele offene 
Fragen gegeben habe. Jetzt lägen Gutachten vor, auf die man sich beru-
fen könne und nach denen von der zusätzlichen Biogasanlage keine ne-
gativen Auswirkungen zu erwarten seien. Das sollte hier das ausschlag-
gebende Argument sein, der Änderung des Flächennutzungsplanes und 
der Aufstellung des Bebauungsplanes zuzustimmen. Ein wesentliches 
Kriterium sei dabei auch die Eingrünung der Anlage. Insgesamt gehe er 
davon aus, dass die zweite Anlage zu einer Verbesserung der bisherigen 
Situation führen wird.  
 
Frau Schlieker stellt heraus, dass Biogasanlagen in der Landwirtschaft 
ein relativ neues Gebiet darstellten und deshalb auch Zeichen einer mo-
dernen Landwirtschaft seien. Den Betreibern könne vielleicht eine gewis-
se „Gutsherrenmentalität“ nicht abgesprochen werden. In den ersten Jah-
ren habe es viele Klagen der Anwohner gegeben, hierauf sei aber zu-
nächst nicht reagiert worden. Erst in der letzten Zeit als weitere Anlagen 
geplant wurden, hätten die Betreiber einige Maßnahmen zur Verringerung 
der Geruchsbelästigung umgesetzt. Zum anderen werde durch regelmä-
ßige Kontrollen der Fachbehörden ein vernünftiger Betrieb sichergestellt. 
Vielleicht sei in der Vergangenheit auch der Fehler begangen worden, 
dass die Altanlage an der Stelle genehmigt wurde und nicht schon der 
Standort, der jetzt für die neue Anlage vorgesehen ist. Wichtig sei, dass 
die Bedenken der Anwohner ernst genommen und hinsichtlich der An-
pflanzungen die Wünsche der Anwohner berücksichtigt werden. Die ge-
plante Anlage entspreche den gesetzlichen Vorschriften und auch auf-
grund der Gutachten seien keine negativen Auswirkungen zu erwarten. 
Im Hinblick auf den ökologischen Aspekt und die Bedeutung von Biogas 
als regenerative Energie sollten den Betreibern keine Steine in den Weg 
gelegt werden.  
 
Herr Tauber schlägt vor, dem Beschlussvorschlag zu folgen und im Stad-
tentwicklungs- und Bauausschuss als Fachausschuss näher in die Mate-
rie einzusteigen. Im Übrigen nehme er zur Kenntnis, dass die neue Bio-
gasanlage in manchen Köpfen bereits stehe. Die Bedenken der Anwoh-
ner sollte man aber nicht nur hören, sondern auch ernst nehmen. Diese 
müssten im Verfahren und im städtebaulichen Vertrag umgesetzt werden. 
 
Nachdem Herr Wiesmann Herrn Tauber darauf hinweist, dass der Be-
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zirksausschuss der Fachausschuss ist, fasst der Ausschuss folgenden  
  
Beschlussvorschlag für den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss 
als Beschlussvorschlag für den Rat: 
1. Den Anregungen der Eheleute Thiemann bzgl. der Bepflanzung wird 

gefolgt. 
2. Den Bedenken der Eheleute Thiemann und Altenborg sowie Frau 

Thumann, Herrn Heilers, Herrn Golisch und Herrn Geuking wird ent-
sprechend der Sitzungsvorlage begegnet.  

3. Den Anregungen des Kreises Coesfeld (Fachdienst Kommunale Ab-
wasserbeseitigung, Brandschutzdienststelle, Untere Landschaftsbe-
hörde), des Amtes für Agrarordnung, der Straßen NRW und des 
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe wird gefolgt. 

4. Es wird beschlossen, die 33. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Stadt Billerbeck durchzuführen und den Bebauungsplan ”Biogas-
anlage Beerlage” aufzustellen. Der Planbereich liegt im Nordosten des 
Stadtgebietes Billerbeck in der Gemarkung Beerlage, Flur 16, und 
umfasst die Flurstücke 413, 198 sowie 200 teilweise. Konkret wird es 
umgrenzt : 

• im Osten durch die westliche Grenze des Weges innerhalb des Flur-
stückes 200, welcher zum Hof Jelkmann führt, ca. 6 Meter nördlich 
des Grenzpunktes zum Flurstück 413 nach Osten abknickend und 
nach ca. 225 m auf die Straßenbegrenzung zur L 506 mündend  

• im Süden durch die L 506, vom südwestlichen Grenzpunkt des Flur-
stückes 413 noch ca. 66 Meter Richtung Südwesten verlaufend  

• im Westen über das Flurstück 198 nach Nordenwesten auf die vor-
handene Wallhecke zulaufend und im Weiteren entlang der nordöstli-
chen Grenze des Flurstückes 198 bis zur Grenze des Flurstückes 99 

• im Norden durch die südlichen Grenzen der Flurstücke 99 und einige 
Meter entlang des Flurstückes 95, von dort lotrecht auf den o.g. Weg 
zum Hof Jelkmann mündend.    

                      
  Der Aufstellungsbeschluss wird ortsüblich bekannt gemacht. 
5. Der Entwurf der 33. Änderung des Flächennutzungsplanes mit dem 

Entwurf der Begründung und dem Umweltbericht sowie dem Bebau-
ungsplanentwurf mit Begründung nach § 2a BauGB sowie den An-
hängen zum Bebauungsplan (Umweltverträglichkeitsuntersuchung, 
Landschaftsästhetische Studie, Landschaftspflegerischer Begleitplan, 
Geruchsgutachten) wird für die Offenlegung gebilligt.  

6. Der Entwurf der 33. Änderung des Flächennutzungsplanes und der 
Begründung mit Umweltbericht sowie der Bebauungsplanentwurf mit 
Begründung und Anhängen sind nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
auszulegen. Parallel dazu ist die Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Abstimmung mit den 
Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB durchzuführen.   

  
Stimmabgabe: einstimmig 
 
  

2. Antrag auf Erteilung einer Genehmigung nach § 16 BImSchG  
hier: Änderungsantrag zum bestehenden Betrieb Bioenergie Beerla-



 5

ge GmbH & Co. KG 
 Herr Fehmer merkt an, dass die Ausführungen zum vorherigen Tages-

ordnungspunkt auch in diesem Fall zutreffen. Bzgl. der Ermittlungen zu 
den Geruchsimmissionen usw. sehe er keine Probleme. Hinzu komme, 
dass die zulässige Erhöhung der Inputmenge über eine Landesverord-
nung geregelt sei. Er sehe in diesem Bereich keine unmittelbare Hand-
lungsmöglichkeit der Verwaltung.  
 
Herr Tauber fragt kritisch nach, warum der Antrag wieder auf der Tages-
ordnung stehe, nachdem er doch zurückgezogen worden sei. Es sollte 
doch ein Vertrauensschutz aufgebaut werden.  
Herr Mollenhauer legt dar, dass lt. Beschluss des Bezirksausschusses 
der Tagesordnungspunkt nach der Bürgeranhörung erneut beraten wer-
den sollte.  
Auf weiteren Einwand von Herrn Tauber, dass die Erweiterung von den 
Betreibern nicht in die Gesamtbetrachtung einbezogen, sondern als Ein-
zelmaßnahme betrieben werde und die SPD-Fraktion die Zurückstellung 
als vertrauensbildende Maßnahme gesehen habe, wiederholt Herr Mol-
lenhauer, dass der Punkt beschlussgemäß nach der Bürgerbeteiligung 
auf die Tagesordnung gesetzt worden sei. Wenn der Antrag weiter in die 
Zeit geschoben werden solle, müsse dieser Ausschuss das so beschlie-
ßen.  
 
Frau Schlieker stellt fest, dass die Betreiber die gesetzlichen Möglichkei-
ten ausschöpfen wollten. Im Übrigen sei die Fachbehörde für die Ge-
nehmigung und Überwachung zuständig, die Stadt Billerbeck sei hieran 
nicht beteiligt. Kritisch sehen könne man evtl. das Verhalten der Betreiber 
hinsichtlich des Vertrauensschutzes. Insgesamt bewege sich die Erhö-
hung der Inputmenge im gesetzlichen Rahmen und habe keine Auswir-
kungen auf die Umwelt. 
 
Das sei ihm auch klar, so Herr Tauber. Letztlich hätte die Verwaltung die 
Entscheidung auch allein treffen können, wenngleich er den „Tanz“ nicht 
hätte erleben wollen. Auch wenn die Verwunderung bleibe, stimme er zu. 
  
Beschlussvorschlag für den Stadtentwicklungs- und Bauausschuss:
Zu dem Antrag wird das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Abs. 1 
BauGB erteilt, sofern die Voraussetzungen nach § 35 BauGB vorliegen. 
  
Stimmabgabe: einstimmig 
 
  

3. Mitteilungen 
  

Beschlussvorschlag für den Rat: 
 
  
 

3.1. Windenergieanlagen in Osthellermark - Frau Besecke 
 Frau Besecke teilt mit, dass die Genehmigungen für die beiden Wind-
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energieanlagen in Osthellermark vorlägen. Die Angelegenheit sei vom 
Staatl. Umweltamt an die Bezirksregierung verwiesen worden. Vor Ertei-
lung der Genehmigung sei keine Rücksprache mit der Stadt Billerbeck 
erfolgt. Daher müssten noch einige Punkte geklärt werden, so müsse z. 
B. der Standort wegen baurechtlicher Schwierigkeiten verändert werden. 
Außerdem werde dahingehend interveniert, dass die Ausgleichs- und 
Immissionsschutzmaßnahmen der Verwaltung zur Kenntnis gegeben 
werden.  
  
 
 

4. Anfragen 
  

 
 

4.1. Nachbetrachtung des Schneechaos im November 2005 - Frau Relt 
 Frau Relt erinnert an die Diskussion über das Schneechaos im Rat am 

29. November 2005, in der die Bürgermeisterin zugesagt habe, einen Ka-
tastrophenplan erarbeiten zu lassen. Frau Relt erkundigt sich nach dem 
Sachstand.  
Frau Dirks erläutert, dass sie in einer der nächsten Sitzungen dem Stad-
tentwicklungs- und Bauausschuss vorlegen werde, wie der Winterdienst 
vonstatten gehe und wie bei einem erneuten Schneechaos vorgegangen 
werde. Im HFA werde berichtet, wer zuständig ist und wie die Informatio-
nen im Rahmen eines Großschadensereignisses liefen.  
  
 
 

 
 
 
 
    Werner Wiesmann    Birgit Freickmann 
    Ausschussvorsitzender   Schriftführerin 
 
 
 

 
 
 
 


